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Zu 1: Die Vorbemerkungen werden zur Kenntnis genommen. 
Mit Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 249 „Aussiedlung 
Kelterei“ werden keine Grundlagen für die bauliche Entwicklung zwischen dem 
geplanten Vorhaben und der Ortslage der Stadt Oberursel (Taunus) bzw. dem 
Gewerbegebiet „An den Drei Hasen“ geschaffen. Im Regionalen Flächennutzungs-
plan 2010 (RegFNP) des Regionalverbands FrankfurtRheinMain ist das Plangebiet 
als Fläche für die Landbewirtschaftung, Vorbehaltsgebiet für besondere Klima-
funktionen und Vorranggebiet Regionaler Grünzug dargestellt. Des Weiteren sind 
die Flächen südlich des Plangebietes als „Grünflächen / Wohnungsferne Gärten“ 
ausgewiesen. Nach den Darstellungen des RegFNP ist keine bauliche Nutzung in 
diesem Bereich, mit Ausnahme von privilegierten landwirtschaftlichen Vorhaben, 
zulässig. 

Die im Plangebiet vorgesehenen baulichen Anlagen und Nutzungen – Gerätehalle, 
Kelterei, Betriebswohnungen, Obstplantage - sind der Landwirtschaft zuzuordnen 
und im Sinne des § 35 BauGB als „privilegiert“ einzustufen. Diese Nutzungen sind 
mit den Darstellungen des RegFNP zu vereinbaren. Die geplante Gastronomie steht 
im engen Zusammenhang mit der landwirtschaftlichen Nutzung „Kelterei“, ist jedoch 
nicht als privilegiertes Vorhaben einzustufen und Anlass für die Aufstellung des 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes. In der Stellungnahme des Regional-
verbandes FrankfurtRheinMain wurde der geringen Abweichung vom RegFNP 
zugestimmt.  
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Stellungnahme  

 

 
Fortsetzung zu 1: 
Der Gastronomiebetrieb steht im direkten funktionalen Zusammenhang mit der 
Kelterei. Hier sollen zukünftig die in der Kelterei erzeugten Produkte vermarktet 
werden. In der Stellungnahme des Hochtaunuskreises, Fachbereich ländlicher 
Raum wird folgendes ausgeführt: „Die aus wirtschaftlichen Gründen erfolgte 
Angliederung eines Gastronomiebetriebes zur Vermarktung der von der Kelterei 
erzeugten Produkte ist landwirtschaftlich fachlich nachvollziehbar und dient der 
Absicherung der Zukunftsfähigkeit auch der landwirtschaftlichen Betriebsteile.“  
 
 
Zu 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Eine Eventgastronomie ist nicht vorgesehen (siehe Ausführungen zu Ziffer1). Für 
den Verkauf regionaler sowie in der Kelterei erzeugter Produkte ist eine Fläche von 
70 qm zulässig. Die mit dem geplanten Vorhaben verbundenen Verkehrsaufkommen 
sind ausführlich in der Verkehrsuntersuchung vom Oktober 2019 dargelegt. 
 
 
Zu 3: Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Die Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes erfolgt nach den 
Vorgaben des Baugesetzbuches. Demnach sind die Auswirkungen des geplanten 
Vorhabens auf die Schutzgüter im Umweltbericht darzulegen. Diese Anforderung ist 
mit dem vorliegenden Umweltbericht erfüllt. Eine darüber hinaus gehende 
zusätzliche CO2 Bilanz für das geplanten Vorhaben wird nicht durchgeführt. 
Die bereits seit 2011 im BauGB geltenden Vorgaben zum Klimaschutz sind sowohl 
in der Begründung als auch im Umweltbericht (Kapitel Schutzgut Klima) umfassend 
bearbeitet. 
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Zu 4: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Es ist davon auszugehen, dass die Trafostation vom zuständigen Versorgungsträger 
nach den gesetzlichen Vorschriften und Richtlinien betrieben wird.  
 
 
Zu 5: Die Hinweise werden berücksichtigt. 
Der Löschteich ist im Umweltbericht bei den Auswirkungen auf die Schutzgüter 
eingeflossen. Die DIN-Norm wird in den Hinweisen zu den textlichen Festsetzungen 
aufgenommen. 
 
 
Zu 6: Die Anregung wird teilweise berücksichtigt. 
Folgende Flächengrößen der neu anzulegenden Obstplantagen sind auf Seite 64 
des Umweltberichtes genannt: Obstplantage mit Untersaat (neuangelegt im Plan-
gebiet) = 6.174 qm, Obstplantage mit Untersaat (neu angelegt extern) = 4.700 qm. 
Zu der in den Festsetzungen genannten Saatgutmischung ist Folgendes 
anzumerken: der Hersteller Rieger-Hoffmann ist im Naturschutz bundesweit 
anerkannt für seine Saatgutmischungen aus regionalen Herkünften. Um ein Keimen 
des Saatgutes sicherzustellen, sollten die Flächen bei anhaltender Trockenheit 
regelmäßig bewässert werden. 
 
 
Zu 7: Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Im Rahmen der Artenschutzprüfung zum Bebauungsplan (Oktober 2019) erfolgte 
keine Potenzialabschätzung, sondern es wurden detaillierte Felduntersuchungen vor 
Ort durchgeführt. Dabei wurde u.a. das gesamte Baumhöhlenpotenzial erfasst und 
dokumentiert. Inwiefern diese Kartierung durch einen erfahrenen Fachgutachter 
'falsch' sein soll, wird in der Stellungnahme nicht ausgeführt und ist daher nicht 
nachvollziehbar. Die Datengrundlagen und Erfassungsmethoden sind in Kapitel 3 
und 4 der Artenschutzprüfung ausführlich beschrieben. Die Artenschutzprüfung 
erfolgte entsprechend der Vorgaben des Leitfadens für die artenschutzrechtliche 
Prüfung in Hessen (12/2015). 
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Zu 8: Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
In der Artenschutzprüfung wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass das Plangebiet - 
zumindest im Untersuchungsjahr 2018 - für Fledermäuse keine wesentliche Bedeutung 
hat. Trotzdem ist in den textlichen Festsetzungen ein Ausgleich für den Verlust von 
Höhlenpotenzialen, die aktuell nicht genutzt werden, vorgesehen. So müssen für jede 
Baumhöhle, die ggfs. beseitigt wird, drei Fledermauskästen im Plangebiet installiert 
werden. Müssen Trägerbäume von Fledermauskästen beseitigt werden, werden diese 
in der Regel an andere Bäume umgehängt. Das Monitoring ist für fünf, nicht für 30 
Jahre festgesetzt. Gemäß Kompensationsverordnung Hessen sind die Hilfsgeräte über 
30 Jahre zu erhalten. Nach der 5-jährigen Funktionskontrolle sind die Kästen jährlich im 
Winterhalbjahr zu reinigen. Ob die Beseitigung von Höhlenbäumen überhaupt 
erforderlich sein wird, ist im Rahmen der ökologischen Baubegleitung zu prüfen. Sollte 
dies der Fall sein, werden die beseitigten Habitate durch das Aufhängen von 
Fledermauskästen kompensiert (3:1, s. oben). 
Die ökologische Baubegleitung wird erst im Rahmen des Bauvorhabens beauftragt.  
 
 
Zu 9: Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Die Höhlenbäume sind in Karte 2 der Artenschutzprüfung sowie der Dokumentation des 
Baumhöhlenpotentials erfasst. Nach den Festsetzungen des Bebauungsplanes sind die 
Höhlenbäume zu erhalten. Der zu erhaltende Baumbestand in unmittelbarer Nähe von 
Baumaßnahmen ist während der Bauarbeiten gem. DIN 18920 durch entsprechende 
Schutzmaßnahmen vor Beeinträchtigungen zu schützen. Des Weiteren sind 
Maßnahmen geregelt, falls Höhlenbäume beseitigt werden müssen. Die Standorte der 
2018 kartierten Höhlenbäume sind in der Abbildung 14 des Umweltberichts und in der 
Anlage 2 der Festsetzungen enthalten. Die Einmessung der Höhlenbäume ist vor 
diesem Hintergrund nicht erforderlich.   
 
 
Zu 10: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Weiter zu 10 
In den Hinweisen ist vermerkt, dass der zu erhaltende Baumbestand in unmittelbarer 
Nähe von Baumaßnahmen während der Bauarbeiten gem. DIN 18920 durch 
entsprechende Maßnahmen vor Beeinträchtigungen zu schützenist. Weitere 
Maßnahmen zum Schutz des Baumbestandes sind in den Hinweisen V03/ V04 und 
V08 formuliert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 11: Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Für das großräumige Nahrungshabitat des Turmfalken ist das kleinflächige 
Plangebiet von untergeordneter Bedeutung. Der Turmfalkenkasten ist zum Erhalt 
vorgesehen. Eine Abwägung der artenschutzrechtlichen Belange ist im Rahmen der 
Planung nicht erfolgt. 
Die aufgeführten Maßnahmen V03, V04, V08 – V10 sind Bestandteil der textlichen 
Hinweise, da diese Inhalte nicht unter dem Maßnahmenbegriff im Sinne des § 9 (1) 
Nr. 20 BauGB zu fassen sind bzw. hierzu bereits im Bundesnaturschutzgesetz 
verbindliche Regelungen getroffen sind (vgl. Begründung Ziffer 6.7). Die Hinweise 
zum Artenschutz werden im Durchführungsvertrag aufgenommen, um ihre 
Rechtsverbindlichkeit zu stärken. 
Da der Durchführungsvertrag von der Stadtverordnetenversammlung beschlossen 
wird, ist die Vorlage mit Anlagen auch öffentlich. 
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Zu 12: Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Durch die beschriebene verbindliche Vorgehensweise können die Verbots-
tatbestände des § 44 BNatSchG wirksam ausgeschlossen werden. 
Es ist nicht nachvollziehbar, inwiefern die Baufeldkontrolle - Begehung durch den 
Fachgutachter - ausgerechnet außerhalb der Brut- und Setzzeit - großen Schaden 
anrichten könnte. Sinn der Kontrolle ist zudem eine zeitliche Verschiebung der 
Baumaßnahme, falls auf der Fläche Brutvorkommen zu verzeichnen sind. 
Die UNB erhält einen Bericht über das Ergebnis der Baufeldkontrolle. Diese 
Vorgehensweise dient der Transparenz gegenüber der zuständigen 
Naturschutzbehörde. Und das mitgeteilte Ergebnis ist nicht die Information darüber, 
dass geschützte Tiere getötet wurden, sondern dass das Eintreten eines 
Verbotstatbestandes durch die Baufeldkontrolle ausgeschlossen werden konnte. 
 
.  
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Zu 13: Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Der Priorität des Artenschutzes wird gerade durch die Formulierung der Alternative 
Rechnung getragen.  
 
 
Zu 14: Die Anregung ist berücksichtigt. 
Eine Veröffentlichung des Abstimmungsergebnisses aus den nicht-öffentlichen 
Sitzungen des Magistrates ist nach § 67 HGO nicht zulässig. Die öffentlichen Teile 
der Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung, der Ausschüsse und der 
Beiratssitzungen mit den entsprechenden Beschlussvorlagen und Anlage hingegen 
sind öffentlich, ebenso das Abstimmungsergebnis und die Niederschriften. Die 
Unterlagen sind auf der Homepage der Stadt Oberursel (Taunus) / 
Kommunalpolitisches Bürgerinfosystem veröffentlicht.   
 
 
Zu 15: Die Anmerkungen zur Begründung werden zur Kenntnis genommen. 
Anregungen oder Hinweise sind aus den Zitaten und Anmerkungen zur Begründung 
nicht zu entnehmen.  
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Zu 16: siehe Ausführungen zu Ziffer 11. 
 
 
Zu 17: Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Der für den RegFNP zuständige Regionalverband FrankfurtRheinMain hat in der 
Stellungnahme vom 15.11.2019 folgendes ausgeführt: „Zu den vorgelegten Planungen 
bestehen hinsichtlich der vom Regionalverband FrankfurtRheinMain zu vertretenden 
Belange keine Bedenken. Die Ausführungen zu den Darstellungen des Regionalplan 
Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 (RPS/RegFNP 2010) sowie zur 
Vereinbarkeit der Planung mit den dargestellten Grundzügen der beabsichtigten 
städtebaulichen Entwicklung in diesem Bereich werden zustimmend zur Kenntnis 
genommen.“ 
 
 
Zu 18: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Das Klimaschutzkonzept der Stadt Oberursel (Taunus) ist im Rahmen des 
Bebauungsplanverfahrens als informelles Konzept zu behandeln. Es ist keine formelle 
Grundlage für die im Rahmen der Abwägung gemäß § 1 (7) BauGB einzustellenden 
Belange zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 249. 
 
 
.  
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Zu 19: Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Aus der Stellungnahme ist nicht ersichtlich, auf welchen Biotoptypenschlüssel sich die 
Bezeichnung 'Biotoptyp 04.430' bezieht. Nach der Kartierungsanleitung der Hessischen 
Biotopkartierung (HBK) handelt es sich dabei um 'Bagger- und Abgrabungsgewässer' 
ohne Zu- und Abfluss, die durch Schilfbestände geprägt werden. Dieser Biotoptyp kann 
für die teilweise verrohrten Entwässerungsgräben nicht gemeint sein. Die Kartierung 
zum Bestandsplan orientiert sich an der Kompensationsverordnung Hessen 2005  
(GVBl. I 2005 S. 624 vom 13.09.2005), die keinen Biotoptyp mit der genannten Nummer 
enthält. Die Biotopwertpunkteberechnung erfolgt in Kap. 3.0 des Umweltberichtes: 
Voreingriffszustand: Biotoptyp 'offener Graben', KV-Nummer 05.243, 7 Biotop-
wertpunkte. Der Hinweis auf einen 'gravierenden Fehler im Artenschutz', von dem die 
Gräben gar nicht betroffen sind (vgl. Nr. 21), ist nicht nachvollziehbar. 
 
 
Zu 20: Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Die Wasserrahmenrichtlinie der EU ist lediglich auf natürliche Gewässer, nicht aber auf 
wegbegleitende Entwässerungsgräben (anzuwenden. Die Artenschutzgesichtspunkte 
sind in der Begründung enthalten („keine geeignete Lebensgrundlage“). 
 
 
 
Zu 21: Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Die Kartierungsmethoden sind in der Artenschutzprüfung Kap. 4.0 ausführlich 
dargestellt. Auf Seite 12 wird zudem ausgeführt, dass die von der Planung betroffenen 
Gräben für artenschutzrechtlich bedeutsame Amphibienarten keine geeignete 
Lebensgrundlage bilden. Eine Ausweitung der Untersuchungen ist daher nicht 
erforderlich. Die erforderlichen Untersuchungen und Kartierungsmethoden wurden mit 
der UNB abgestimmt.  
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Zu 22: Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Der Fußweg ist mit wasserdurchlässigen Materialien herzustellen. Eine Bodenver-
siegelung wird damit nicht bewirkt. Die Teilversiegelung hat keine relevanten negativen 
Auswirkungen auf den Wasserhaushalt.  
 
 
Zu 23: Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Die Anlage zusätzlicher Obstanbauflächen auf bisherigem Ackerland dient der 
naturschutzfachlichen, nicht der artenschutzrechtlichen Kompensation. Diese wurde 
gemäß KV Hessen ermittelt und ist daher ausreichend und keineswegs 'mangelhaft'. Im 
Gegensatz zu ackerbaulich genutzten Flächen wird die neue Obstanbaufläche vermehrt 
zum klimatischen Ausgleich beitragen, die Erholungsfunktion stärken, die Speicherung 
von C02 fördern und vor allem auch entsprechend angepassten Fledermäusen und 
Vögeln einen geeigneten Lebensraum bieten. 
 
 
Zu 24: Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Nach § 9 (1) Nr. 20 BauGB können im Bebauungsplan aus städtebaulichen Gründen 
Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft festgesetzt werden. Festsetzungen aufgrund von § 9 (1) Nr. 20 BauGB 
müssen immer auf städtebauliche Gründe zurückzuführen sein. Es können keine 
Festsetzungen getroffen werden, die ausschließlich der Verwirklichung ökologischer 
Zielsetzungen dienen (vgl. Battis/Krautzberger/Löhr, BauBG, § 9 Rn.113; 
Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 9 Rn. 155 ff.). Die Festsetzung einer Maßnahme 
im Bebauungsplan muss eine bodenrechtliche Relevanz aufweisen. Vor diesem 
Hintergrund sind Festsetzungen, die für den Planbetroffenen unmittelbare 
Handlungspflichten oder sonstige Verhaltensweisen begründen, bodenrechtlich 
unzulässig (Brügelmann, BauGB, Stand: April 2016, § 9 (1) Nr. 20 BauGB, Rnr. 368).  
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Zu 25: Die Anregungen werden nicht berücksichtigt. 
Das Geruchsgutachten wurde auf Grundlage der hierfür anerkannten Richtlinien und 
Leitfäden erstellt. Eine wesentliche Grundlage zur Feststellung und Beurteilung der 
Geruchsimmission ist die Geruchsimmissions-Richtlinie (GIRL). In der GIRL sind u.a. 
die Anforderungen, Kriterien, zulässigen Methoden, Messverfahren und Auswertung für 
gutachterliche Bewertungen vorgegeben. Die zuständige Immissionsschutzbehörde hat 
das Gutachten im Rahmen der öffentlichen Auslegung und Beteiligung der Träger 
öffentlicher Belange erhalten und hierzu keine Bedenken geäußert. Somit ist davon 
auszugehen, dass die im Gutachten zu Grunde gelegten Ausgangsdaten in Verbindung 
mit der Beurteilung den rechtlichen Anforderungen entsprechen.  
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Zu 26: Die Anregung ist bereits berücksichtigt.   
Eine 2018 durchgeführte Verkehrserhebung führte zu der Erkenntnis, dass die 
verlängerte Freiligrathstraße keine Bedeutung für den Kfz-Durchgangsverkehr 
einnimmt. Die Auswirkung der Überschneidungen von werktäglichen Spitzenstunden 
im Berufsverkehr in Verknüpfung mit Veranstaltungen in der geplanten Gastronomie 
kann sich somit nur auf das umliegende Straßennetz. beziehen.  
Nach den Ergebnissen des Verkehrsgutachtens wird sich die Erhöhung des 
Verkehrsaufkommens auf das umliegende Straßennetz auswirken. Gemäß RASt ist 
ein Knotenpunkt mit Rechts-vor-links-Regelung bis zu einer Verkehrsstärke von 
 800 Kfz/h als Summe über alle Zufahrten geeignet. Die im Verkehrsgutachten 
betrachteten Knotenpunkte weisen selbst in der Prognose Verkehrsmengen von 
unter 200 Kfz/h in den Spitzenstunden auf, sodass hier noch erhebliche 
Kapazitätsreserven bestehen. Die Leistungsfähigkeit an den umliegenden 
Knotenpunkten werden durch die Neuverkehre des geplanten Vorhabens nicht 
beeinträchtigt, auch wenn in der Gastronomie zu Zeiten der Berufsverkehre 
Veranstaltungen vorgesehen sind. 
 
 
Zu 27: Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Die Annahmen des Szenarios 0 sind eindeutig definiert. Das Verkehrsaufkommen 
ohne das geplante Vorhaben ist auf Seite 14 ausführlich beschrieben und mit Zahlen 
zum Verkehrsaufkommen belegt. 
Auch die Auswirkungen der Szenarien sind im Verkehrsgutachten beschrieben und 
mit Zahlen belegt. Auf Seite 15 des Verkehrsgutachten wird folgendes ausgeführt: 
„An Spitzentagen mit dem höchsten Besucheraufkommen (Szenario 2) ist mit etwa 
290 zusätzlichen Kfz-Fahrten pro Tag zu rechnen. Hier ist davon auszugehen, dass 
während der Spitzenstunden ca. 1 zusätzliches Kfz pro etwa 2 Minuten die Freilig-
rathstraße befahren und das gesamte Kfz-Verkehrsaufkommen somit auf etwa 2 
Fahrzeuge pro Minute ansteigen wird.“ 
Die Wirtschaftlichkeit des Vorhabens wurde gegenüber dem Fachbereich ländlicher 
Raum des Hochtaunuskreises nachgewiesen.  
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Zu 28: Die Anregung ist berücksichtigt. 
Im Durchführungsvertrag ist folgendes geregelt: Der Vorhabenträger weist aktiv 
darauf hin, dass die Anfahrt mit Bussen bis zu den Stellplätzen der Gastronomie nicht 
möglich ist und weist Alternativen aus (Halt Gewerbegebiet An den Drei Hasen oder 
Bleibiskopfstraße). 
 
 
Zu 29: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Im Rahmen eines großräumiger angelegten Verkehrsgutachtens zwischen 
Lahnstraße, Ebertstraße und Hohemarkstraße wurden die verkehrlichen Auswir-
kungen der in diesem Bereich geplanten Vorhaben untersucht. Hieraus ergibt sich ein 
zu erwartender Zuwachs des Verkehrsaufkommens von maximal 20%. 
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Zu 30: Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Nach den Ermittlungen der Verkehrsuntersuchung sind derzeit im Querschnitt der 
Freiligrathstraße durchschnittlich 1 – 2 Fahrzeuge pro Minute während der Spitzen-
stunden zu verzeichnen. Damit ist in der gesamten Freiligrathstraße gemäß Richtlinie 
für die Anlage von Stadtstraßen (RASt  06) eine sehr verträgliche Verkehrsmenge für 
eine Wohnstraße gegeben.  
An Spitzentagen mit dem höchsten Besucheraufkommen (Szenario 2) ist mit etwa 
290 zusätzlichen Kfz-Fahrten pro Tag zu rechnen. Hier ist davon auszugehen, dass 
während der Spitzenstunden ca. 1 zusätzliches Kfz pro etwa 2 Minuten die Freiligrath-
straße befahren und das gesamte Kfz-Verkehrsaufkommen somit auf etwa 2 Fahr-
zeuge pro Minute ansteigen wird. 
Das Kfz-Verkehrsaufkommen in der Freiligrathstraße wird sich bei Ansiedlung der 
Kelterei zwar erhöhen, jedoch sind die zu erwartenden Kfz-Verkehre als verträglich 
mit der umliegenden Wohnnutzung einzustufen.  
 
 
 
Zu 31: Die Anregung wird berücksichtigt.  
Die Verkehrszählung wurde die kompletten Tage Freitag bis Sonntag mit einem 
Seitenradar durchgeführt. Dieses erfasst unterschiedliche Fahrzeuglängen. Daraus 
können die verschiedenen Verkehrsmittel abgeleitet werden.  
 
 
Zu 32: Die Anregung ist berücksichtigt. 
In der Skizze sind nur die möglichen Flächen für Stellplätze skizziert. In der dem 
Verkehrsgutachten anliegenden Plan Nr. 3 sind insgesamt 14 Stellplätze im Bereich 
der Freiligrathstraße dargestellt.  
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Zu 33: Die Anregung ist berücksichtigt. 
Die rechtlichen Vorgaben für eine Fahrradstraße sind auf Seite 18 des 
Verkehrsgutachtens ausführlich erläutert.  
 
 
 
 
 
 
 
Zu 34: Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Bei der Erstellung der Artenschutzprüfung vom 03.11.2019 wurden die aktuelle 
Fassung des für Hessen erstellten Leitfadens sowie alle in Kap. 3.0 aufgeführten 
Fachbeiträge berücksichtigt. Die Notwendigkeit zur Erweiterung des Untersuchungs-
raumes ist fachlich nicht zu begründen. Die erforderlichen Untersuchungen und 
Kartierungsmethoden wurden mit der UNB abgestimmt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 35: Die Anregung wird nicht berücksichtigt.  
Die Erfassung der Amphibien erfolgte an insgesamt 3 Tagen und nicht ausschließlich 
am 27.03.2018. Zudem wird in der Artenschutzprüfung ausgeführt, dass die Entwäs-
serungsgräben aus strukturellen Gründen keine Eignung für das Vorkommen 
artenschutzrechtlich relevanter Arten aufweisen. Da das Habitat des Bergmolches 
außerhalb des Plangebiets liegt, ist es nicht planungsrelevant. 
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Zu 36: Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Eine Potenzialabschätzung für den Feldhamster wurde nicht durchgeführt, da eine 
konkrete Nachsuche erfolgte, die ohne Nachweis blieb. Hypothetische Überle-
gungen zu perspektivischen Auswilderungen geschützter Arten sind nicht 
Gegenstand der Artenschutzprüfung. Die erforderlichen Untersuchungen und 
Kartierungsmethoden wurden mit der UNB abgestimmt.  
 
 
Zu 37: Die Anregung ist bereits berücksichtigt.  
Die detaillierte Eingriffs- und Ausgleichsbilanz ist Gegenstand des Umweltberichtes 
(Kap. 3.0.). Die zu erwartenden Lärmimmissionen werden auf S. 10 behandelt. Dort 
wird auch auf die bestehenden Vorbelastungen hingewiesen. 
 
 
Zu 38: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Methodische Fehler der Artenschutzprüfung sind nicht zu erkennen. 
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Zu 39: Die Anregung wird nicht berücksichtigt 
Grundlagen der schalltechnischen Untersuchung sind die Festsetzungen des 
Bebauungsplanes. Diese wurden bei der Ermittlung der Auswirkungen berück-
sichtigt. Vermutungen über mögliche weitere Auswirkungen sind keine Basis für 
gutachterliche Aussagen.  
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Zu 40: Die Anregung wird berücksichtigt. 
Im Rahmen des Antrages zur Versickerung von Niederschlagswasser sind die 
Auswirkungen darzulegen. Sollten Maßnahmen erforderlich sein, werden diese im 
Genehmigungsbescheid als Auflage formuliert. 
 
 
Zu 41: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
Im Regionalen Flächennutzungsplan 2010 (RegFNP) des Regionalverbands 
FrankfurtRheinMain ist das Plangebiet als Fläche für die Landbewirtschaftung, 
Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen und Vorranggebiet Regionaler 
Grünzug dargestellt. Mit der Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes, der die planungsrechtliche Grundlage für eine Gastronomie in Verbindung 
mit landwirtschaftlichen Nutzungen regelt, kann keine weitere Wohn- oder Gewerbe-
entwicklung zwischen dem geplanten Vorhaben und der Ortslage abgeleitet werden. 
Aufgrund der Darstellungen des RegFNP sind in diesem Bereich Gewerbe- und 
Wohnbauentwicklungen unzulässig.  
 

 

40 

41 



Beschlussvorschläge zu den Stellungnahmen aus der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB 
zum Entwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 249 „Aussiedlung Kelterei“            24 
 

 

Stellungnahme Prüfungsergebnis der Stadt 
 

 

 
 
Zu 42: Das Fazit wird zur Kenntnis genommen. 
Die inhaltlichen Ausführungen zu den Anmerkungen sind in den Ziffern 1 – 41 
ausführlich dargelegt.  
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Die Anregung wird berücksichtigt. 
Die textlichen Festsetzungen werden wie folgt ergänzt: 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind archäologische Befunde vorhanden. 
Vor jeglichen Bodeneingriffen ist vom Vorhabenträger ein archäologisches 
Gutachten gemäß § 20 (1) HDSchG zu beauftragen. 
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Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
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Zu 1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Zu 2: Die Anregung wird berücksichtigt. 
Die Vermaßung wird in der Planzeichnung geändert. 
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Zu 3: Die Anregung wird berücksichtigt. 
Die textlichen Festsetzungen werden entsprechend ergänzt. 
 
Zu 4: Die Anregung wird berücksichtigt. 
Die Maßnahme V07 beinhaltet den Erhalt von Bäumen sowie deren Schutz bei 
Bauarbeiten. Dieses ist bereits zu der Obstplantage in der textlichen Festsetzung  
Nr. 5 sowie in den Hinweisen unter Baumbestand / Grünflächen geregelt. Es wird ein 
Hinweis aufgenommen, dass auch die Obstbäume im Bereich des SO-Gebietes 
soweit möglich zu erhalten sind.  
 
Zu 5: Die Anregung wird berücksichtigt. 
Die Hinweise zu den textlichen Festsetzungen werden entsprechend ergänzt. 
Regelungen zur insektenfreundlichen Beleuchtung sind Bestandteil des 
Durchführungsvertrages. 
 
Zu 6: Die Anregung wird teilweise berücksichtigt. 
Es wird davon ausgegangen, dass mit 'Beschreibung der Bestandsbiotope' die 
Beschreibung der floristischen Ausstattung gemeint ist. Eine floristische 
Bestandsaufnahme ist nicht erfolgt und wird auch nicht für notwendig gehalten. Die 
Biotoptypen der Kompensationsverordnung 2005 (GVBl. I 2005 S. 624 vom 
13.09.2005) sind unserer Einschätzung nach eindeutig definiert und damit für jedem 
Sachverständigen nachvollziehbar. In der Bilanz wie auch im Bestandsplan ist die 
Ruderalflur eindeutig als 'ausdauernd' gekennzeichnet. Die Zuordnung erfolgte vor 
Ort auf Grundlage der floristischen Ausstattung. Die Biotoptypennummer / der 
Biotopwertpunkt wird in der Bilanz gemäß Hinweis geändert. 
Die Einschätzung des Biotoptyps der Gräben wird gefolgt und in der Eingriffs- 
Ausgleichsbilanz (Nr. 05.242, 29 BWP) entsprechend geändert sowie die 
Zustandsbeschreibung im Umweltbericht ergänzt.  
 
Zu 7: Die Anregung wird berücksichtigt. 
Die in der Baugenehmigung zu der Halle sowie der damit verbundenen 
Erschließungsmaßnahmen formulierten Ausgleichsmaßnahmen - Obstbäume 
anpflanzen, Anpflanzungen entlang der Hallenwände herstellen- wurden umgesetzt.  
Zu 8: Die Anregung wird teilweise berücksichtigt. 
Im weiteren Bauantragsverfahren ist noch zu prüfen, ob das Niederschlagswasser in 
den Löschteich geleitet werden kann. Falls dieses aus rechtlichen Gründen nicht 
möglich ist, wird es auf den dafür ausreichend zur Verfügung stehenden Flächen 
versickert. Eine Nutzung im Gebäude ist nicht vorgesehen. Da die Gestaltung des 
Löschteiches erst im Bauantragsverfahren erfolgt, wird hierzu auf der Ebene des 
Bebauungsplanes keine Festsetzung getroffen. In den Hinweisen zu den textlichen 
Festsetzungen wird die Empfehlung zum Löschteich ergänzt.  
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Zu 9: Der Hinweis wird berücksichtigt. 
 
 
Zu 10: Die Anregung wird berücksichtigt. 
Die textlichen Festsetzungen werden entsprechend konkretisiert. 
 
 
Zu 11: Die Anregung ist berücksichtigt. 
In der Stellplatzsatzung der Stadt Oberursel (Taunus) ist eindeutig geregelt, dass 
Stellplätze mit wasserdurchlässigen Materialien herzustellen sind. Eine Festsetzung 
im Bebauungsplan ist daher entbehrlich.  
 
 
Zu 12: Die Anregung wird berücksichtigt. 
 
 
Zu 13: Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Nach dem vorliegenden Hochbauentwurf sind für die geplanten Gebäude geneigte 
Dächer vorgesehen. Bei der vorhandenen Halle ist das Dach in Leichtbauweise 
ausgebildet. Diese Ausführung wird voraussichtlich auch bei der geplanten Kelterei 
erfolgen. Da eine Dachbegrünung auf geneigten Flächen mit einigen Schwierigkeiten 
verbunden ist und hier eine intensive Eingrünung durch die Obstplantage und 
sonstigen Anpflanzungen vorgesehen ist, wurde auf die Festsetzung einer 
Dachbegrünung verzichtet.  
Die geplanten Gebäude werden durch Anpflanzungen in allen vier Himmels-
richtungen gut in die Landschaft eingebunden. Es ist vorgesehen an den Gebäuden 
teilweise Spalierobst anzupflanzen. Der genaue Umfang kann jedoch derzeit nicht 
quantifiziert werden, so dass hier auf eine Festsetzung verzichtet wurde.  
 
 
Zu 14: Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Grundlage des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist das geplante Vorhaben in 
Verbindung mit dem Betriebskonzept des Vorhabenträgers. Die vorhandenen und 
geplanten Obstplantagen sind Grundlage der Eingriffs- Ausgleichsbilanz und wurden 
nach der Kompensationsverordnung 2005 bewertet. Demnach kann mit den 
vorgesehenen Maßnahmen der Eingriff ausgeglichen werden, so dass die Vorgaben 
in Verbindung mit dem Bebauungsplanverfahren erfüllt sind. Die Artenschutzprüfung 
kommt zum Ergebnis, dass bei Berücksichtigung der formulierten Maßnahmen kein 
Verbotstatbestand nach § 44(1) BNatSchG eintritt und somit kein 
Ausnahmeerfordernis entsteht. 
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Die Maßnahmen wurden als Festsetzung / Hinweise im Bebauungsplan aufge-
nommen. Die Hinweise zum Artenschutz sind ebenfalls Bestandteil des Durch-
führungsvertrages. Im Kompensationskonzept, das nach den Festlegungen im 
Durchführungsvertrag im Rahmen der Hochbauplanungen vorzulegen ist, werden die 
Festsetzungen für die Ausgleichsmaßnahmen sowie zum Artenschutz konkretisiert. 
 
Zu 15: Die Anregung wird teilweise berücksichtigt. 
Für den Lebensraumverlust der Feldlerche im betroffenen Landschaftsraum wurde 
bereits die Entwicklung eines Blühsteifens festgesetzt. Da die Anlage einer weiteren 
Obstplantage im selben Landschaftsraum erfolgt sind hier keine weiteren Maß-
nahmen für die Feldlerche erforderlich. 
Für den eventuellen Lebensraumverlust eines Rebhuhns wird die Festsetzung eines 
zusätzlichen Blühstreifens von 1000 qm am Rande einer Ackerfläche aufgenommen.  
 
 
Zu 16: Die Anregung ist bereits berücksichtigt. 
In Kapitel 7.1, erster Absatz der ASP steht, dass die Quartierstrukturen in den Karten 
2 und 3 dargestellt sind – demnach sind am Gebäude keine potenziellen Quartiers-
strukturen vorhanden. Wenn man die Dokumentation der Baumhöhlenquartiere mit 
der Karte 2 verknüpft, sind die sieben Baumhöhlenstandorte, die für Vögel als 
Bruthabitatstruktur nutzbar sind, zu erkennen. 
 
 
Zu 17: Die Anregung ist berücksichtigt. 
Die genannte DIN-Norm ist in den textliche Hinweisen genannt.  
 
Zu 18: Die Anregung wird berücksichtigt. 
Die textlichen Hinweise werden entsprechend ergänzt. 
 
 
Zu 19: Die Anregung wird berücksichtigt. 
Die ASP wird zu der Thematik „Effektdistanz“ ergänzt. 
In den Hinweisen zu den textlichen Festsetzungen wird die Empfehlung hinsichtlich 
der zusätzlichen Nisthilfen aufgenommen.  
 
 
. 
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Zu 20: Die Anregung wird berücksichtigt. 
Die Hinweise zu den textlichen Festsetzungen werden entsprechend ergänzt. 
 
 
Zu 21: Die Anregung wird berücksichtigt. 
Die textliche Festsetzung wird entsprechend ergänzt. 
 
 
Zu 22: Die Anregung wird berücksichtigt. 
Die textliche Festsetzung wird entsprechend ergänzt.  
 
 
Zu 23: Die Anregung wird berücksichtigt. 
 
 
Zu 24: Der Hinweis wurde bereits berücksichtigt. 
In den Hinweisen zu den textlichen Festsetzungen wird empfohlen auf Geovlies zu 
verzichten.  
 
 
Zu 25: Die Hinweise wurden bereits berücksichtigt. 
Die Hinweise zu den textlichen Festsetzungen sind Schutzmaßnahmen für den 
Baumbestand aufgeführt.  
 
 
Zu 26: Die Anregung wird berücksichtigt. 
Die Fristen für Anpflanzungen werden im Durchführungsvertrag aufgenommen. 
 
 
Zu 27: Die Anregung wird nicht berücksichtigt.  
Mit Erhaltung und Erweiterung der Obstplantage, sowie die Begrünung der nicht 
überbaubaren Flächen und Überstellung der Stellplätze mit Bäumen kann die Ein-
grünung der baulichen Anlagen ausreichend erfolgen. Dies ist bereits im Umwelt-
bericht thematisiert und abschließend erläutert. Die Eingriffe in das Landschaftsbild 
können durch die vorgesehenen Maßnahmen ausgeglichen werden (Kap. 2.2). 
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Zu 1: Die Anregungen werden nicht berücksichtigt. 
Das Plangebiet ist derzeit planungsrechtlich als Außenbereich nach § 35 BauGB 
einzustufen. Demnach ist u.a. die Ansiedlung von landwirtschaftlichen Betrieben 
zulässig. Die bestehende Halle, die baulichen Anlagen für die Kelterei sowie die 
geplante Wohnnutzung erfüllen die Anforderungen des § 35 (1) Baugesetzbuches 
(BauGB). Diese baulichen Anlagen könnten somit ohne Aufstellung eines 
Bebauungsplanes genehmigt werden. Anlass für die Aufstellung eines Bebauungs-
planes ist die geplante Gastronomie, die aufgrund der Größe und Öffnungszeiten 
nicht nach § 35 BauGB genehmigt werden kann. Vom Vorhabenträger wurde in 
Abstimmung mit dem Hochtaunuskreis, Fachbereich Ländlicher Raum, die Auf-
stellung eines Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes beantragt. Gegenstand des 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes nach § 12 BauGB (Vorhaben- und 
Erschließungsplan) ist die unmittelbare, objektbezogene Planung und Durchführung 
eines konkreten Bauvorhabens durch einen Vorhabenträger in enger Kooperation mit 
der Stadt.  
Im Regionalen Flächennutzungsplan 2010 (RegFNP) des Regionalverbands 
FrankfurtRheinMain ist das Plangebiet als Fläche für die Landbewirtschaftung, 
Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen und Vorranggebiet Regionaler 
Grünzug dargestellt.  
Die im Plangebiet vorgesehenen baulichen Anlagen und Nutzungen – Gerätehalle, 
Kelterei, Betriebswohnungen, Obstplantage - sind der Landwirtschaft zuzuordnen und 
im Sinne des § 35 BauGB als „privilegiert“ einzustufen. Diese Nutzungen sind mit den 
Darstellungen des RegFNP zu vereinbaren. Die geplante Gastronomie steht im 
engen Zusammenhang mit der landwirtschaftlichen Nutzung „Kelterei“, ist jedoch 
nicht als privilegiertes Vorhaben einzustufen und Anlass für die Aufstellung des 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes.  
Der für den RegFNP zuständige Regionalverband hat in der Stellungnahme vom 
15.11.2019 folgendes ausgeführt: „Zu den vorgelegten Planungen bestehen 
hinsichtlich der vom Regionalverband FrankfurtRheinMain zu vertretenden Belange 
keine Bedenken. Die Ausführungen zu den Darstellungen des Regionalplan 
Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 (RPS/RegFNP 2010) sowie zur 
Vereinbarkeit der Planung mit den dargestellten Grundzügen der beabsichtigten 
städtebaulichen Entwicklung in diesem Bereich werden zustimmend zur Kenntnis 
genommen.“ 
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Zu 2: Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Die Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes erfolgt nach den 
Vorgaben des Baugesetzbuches. Demnach sind die Auswirkungen des geplanten 
Vorhabens auf die Schutzgüter im Umweltbericht darzulegen. Diese Anforderung ist 
mit dem vorliegenden Umweltbericht erfüllt.  
Aus der Flächenbilanz ist zu entnehmen, dass die überwiegende Fläche des 
Plangebietes unversiegelt bleibt. Die Straßenverkehrsflächen sind bereits, mit 
Ausnahme geringer Erweiterungen, im Bestand vorhanden.  

 
Zu 3: Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Nach den Ermittlungen der Verkehrsuntersuchung sind derzeit im Querschnitt der -
Freiligrathstraße durchschnittlich 1 – 2 Fahrzeuge pro Minute während der Spitzen-
stunden zu verzeichnen. Damit ist in der gesamten Freiligrathstraße gemäß Richtlinie 
für die Anlage von Stadtstraßen (RASt 07) eine sehr verträgliche Verkehrsmenge für 
eine Wohnstraße gegeben.  
Mit dem geplanten Vorhaben ist an Spitzentagen mit dem höchsten Besucher-
aufkommen (Szenario 2) mit etwa 290 zusätzlichen Kfz-Fahrten pro Tag zu rechnen. 
Hier ist davon auszugehen, dass während der Spitzenstunden ca. 1 zusätzliches Kfz 
pro etwa 2 Minuten die Freiligrathstraße befahren und das gesamte Kfz-Verkehr-
saufkommen somit auf etwa 2 Fahrzeuge pro Minute ansteigen wird. 
Das Kfz-Verkehrsaufkommen in der Freiligrathstraße wird sich bei Ansiedlung der 
Kelterei zwar erhöhen, jedoch sind die zu erwartenden Kfz-Verkehre als verträglich 
mit der umliegenden Wohnnutzung einzustufen.  
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Fortsetzung zu 3: 
Für die Kelterei-Gastronomie wurde ein Stellplatzbedarf von ca. 26 ermittelt. Auf der 
im Bebauungsplan festgesetzten Fläche können 28 PKW-Stellplätze realisiert 
werden. Darüber hinaus ist die Herstellung von ca. 16 Stellplätzen für Kleingärtner 
westlich der geplanten Stellplätze für die Gastronomie vorgesehen, u.a. als Ersatz für 
die im Bereich der Freiligrathstraße entfallenden 7 Stellplätze. 
Im Durchführungsvertrag ist geregelt, dass die Kosten für die baulichen und 
verkehrslenkenden Maßnahmen, die für eine geordnete Erschließung (Ausbau-
planung und Baumaßnahmen) über die verlängerte Freiligrathstraße erforderlich sind, 
der Vorhabenträger als Auslöser für das höhere Verkehrsaufkommen in vollem 
Umfang zu tragen hat. 
 
 
Zu 4: Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Mit den vorgesehenen Ausgleichsmaßnahmen kann der Eingriff ausgeglichen 
werden. Nach den Ergebnissen der Artenschutzprüfung sind bei Umsetzung der 
vorgesehenen Maßnahmen keine negativen Auswirkungen zu erwarten. Die 
Häufigkeit des Einsatzes von Chemikalien ist für die Festsetzungen des Bebauungs-
planes nicht relevant. Es wird davon ausgegangen, dass (nur) im Rahmen der 
ordnungsgemäßen Landwirtschaft zulässige Bewirtschaftungsweisen und Sub-
stanzen eingesetzt werden.  
 
 
Zu 5: Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Die Auswirkungen des Vorhabens auf das Landschaftsbild und die damit verbunde-
nen Maßnahmen sind im Umweltbericht dargelegt.  
Im Regionalen Flächennutzungsplan 2010 (RegFNP) des Regionalverbands 
FrankfurtRheinMain ist das Plangebiet als Fläche für die Landbewirtschaftung, 
Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen und Vorranggebiet Regionaler 
Grünzug dargestellt. 
Des Weiteren sind die Flächen südlich des Plangebietes als „Grünflächen / Wohn-
ungsferne Gärten“ ausgewiesen. Nach den Darstellungen des RegFNP ist keine 
bauliche Nutzung in diesem Bereich, mit Ausnahme von privilegierten landwirt-
schaftlichen Vorhaben, zulässig.  
Mit der Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes, der die planungs-
rechtliche Grundlage für eine Gastronomie in Verbindung mit landwirtschaftlichen 
Nutzungen regelt, kann keine Wohn- oder Gewerbeentwicklung zwischen dem 
geplanten Vorhaben und der Ortslage abgeleitet werden. Aufgrund der Darstellungen 
des RegFNP sind in diesem Bereich Gewerbe- und Wohnbauentwicklungen 
unzulässig.  
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Zu 6: Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Die Auswirkungen des Vorhabens auf die Naherholung sind im Umweltbericht 
dargelegt. Demnach wirkt für die Erholungsfunktion der siedlungsnahen Fläche der 
geplante Gastronomiebetrieb zum einen beeinträchtigend, da der Pkw-Verkehr durch 
Besucher auf der Freiligrathstraße während der Betriebszeiten zunehmen wird. 
Andererseits werden die geplanten Nutzungen im Sondergebiet ein attraktives Ziel für 
Naherholungssuchende bieten, das auch fußläufig und mit dem Fahrrad erreichbar 
ist. Auch vor dem Hintergrund der Regionalparkroute, die nördlich des Plangebietes 
verläuft, ist eine positive Auswirkung des Vorhabens auf die Erholungssuchenden, die 
in der Gastronomie u.a. Apfelprodukte aus der Region probieren können, zu 
erwarten. 
 
 
Zu 7: Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Der Vorhabenträger beabsichtigt Solarnutzungen vorzusehen, jedoch kann zu diesem 
Zeitpunkt der Umfang noch nicht bestimmt werden. Zäune sind nach dem vorlie-
genden Baukonzept nicht geplant. Die Anforderungen von insektenfreundlichen 
Leuchtmitteln wird im Durchführungsvertrag verbindlich geregelt.  
Nach dem vorliegenden Hochbauentwurf sind für die geplanten Gebäude geneigte 
Dächer vorgesehen. Bei der vorhandenen Halle ist das Dach in Leichtbauweise 
ausgebildet. Diese Ausführung wird voraussichtlich auch bei der geplanten Kelterei 
erfolgen. Da eine Dachbegrünung auf geneigten Flächen mit einigen Schwierigkeiten 
verbunden ist und hier eine Eingrünung durch die Obstplantage und sonstigen 
Anpflanzungen vorgesehen ist, wurde auf die Festsetzung einer Dachbegrünung 
verzichtet.  
Die geplanten Gebäude werden durch Anpflanzungen in allen vier Himmels-
richtungen gut in die Landschaft eingebunden. Es ist vorgesehen an den Gebäuden 
teilweise Spalierobst anzupflanzen. Der genaue Umfang kann jedoch derzeit nicht 
quantifiziert werden, so dass hier auf eine Festsetzung verzichtet wurde.  
Textliche Festsetzungen sind zu den nicht überbaubaren Flächen sowie zu den 
Maßnahmen aus der Artenschutzprüfung, soweit rechtlich zulässig, formuliert. Nach 
§ 9 (1) Nr. 20 BauGB können im Bebauungsplan aus städtebaulichen Gründen 
Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur 
und Landschaft festgesetzt werden. Festsetzungen aufgrund von § 9 (1) Nr. 20 
BauGB müssen immer auf städtebauliche Gründe zurückzuführen sein. 
Es können keine Festsetzungen getroffen werden, die ausschließlich der 
Verwirklichung ökologischer Zielsetzungen dienen (vgl. Battis/Krautzberger/Löhr, 
BauBG, § 9 Rn.113; Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 9 Rn. 155 ff.). 
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Fortsetzung zu 7: 
Die Festsetzung einer Maßnahme im Bebauungsplan muss eine bodenrechtliche 
Relevanz aufweisen. Vor diesem Hintergrund sind Festsetzungen, die für den 
Planbetroffenen unmittelbare Handlungspflichten oder sonstige Verhaltensweisen 
begründen, bodenrechtlich unzulässig (Brügelmann, BauGB, Stand: April 2016, § 9 
(1) Nr. 20 BauGB, Rnr. 368). Diese Maßnahmen sind als Hinweise in den textlichen 
Festsetzungen formuliert und werden zusätzlich im Durchführungsvertrag 
aufgenommen.  
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Zu 1: Die Anregung ist bereits berücksichtigt. 
In dem Verkehrsgutachten wurden für die gesamte Erschließung 2 Szenarien 
untersucht.  

- Anbindung über die Freiligrathstraße an das übergeordnete Straßennetz 
(Hohemarkstraße / Feldbergstraße). 

- Anbindung über landwirtschaftliche Wege an das Gewerbegebiet „An den Drei 
Hasen“ und an das übergeordnete Straßennetz (Homburger Landstraße / 
Nassauer Straße). 

Für die Umsetzung der Planung ist die Erschließung über die Freiligrathstraße 
vorgesehen – auch der Lieferverkehr soll über die Freiligrathstraße abgewickelt 
werden.  
 
 
Zu 2: Die Hinweise sind berücksichtigt. 
Die Hinweise zur Freihaltung der Zufahrt in die Feldgemarkung sind bei den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes bereits berücksichtigt. 
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Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Hinweise zu den textlichen Festsetzungen beinhalten bereits die hier genannten 
Anmerkungen.   
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Zu 1: Die Hinweise werden berücksichtigt. 
Die Informationen zum Grundwasser werden in den Umweltbericht sowie in die 
Begründung aufgenommen.  
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Zu 2: Die Anregung wird berücksichtigt.  
Die Löschwasserversorgung kann über einen herzustellenden Löschwasserteich 
sichergestellt werden. Die Trinkwasserversorgung kann sichergestellt werden durch 
den städtischen Eigenbetrieb Bau & Service Oberursel über eine privatrechtlich 
gemäß Trinkwasserverordnung in der verlängerten Freiligrathstraße liegende, nicht 
der allgemeinen Versorgung dienenden Wasserleitung DN 100 G. Der Anschluss an 
das Oberurseler Trinkwasserversorgungsnetz erfolgt über einen 
Wasserzählerschacht, auf der Höhe Freiligrathstraße 57.  
 
 
Zu 3: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Zu 4: Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Die Nutzung von Synergieeffekten zwischen dem geplanten Vorhaben und dem 
geplanten Bieneninstitut (Bplan Nr. 246) werden aufgrund der Standorte nicht möglich 
sein.  
Zwischen den beiden Vorhaben liegen bereits heute Kleingärten, die weitgehend in 
Privateigentum sind (s. Luftbild). 

 
 
Gemäß § 8 (Übergangs- und Schlussvorschriften) der Novellierung der Kompen-
sationsverordnung von 2018 wurde für die hier vorliegende Eingriffs- und Aus-
gleichsbilanz die KV 2005 in Anwendung gebracht, da das Bauleitplanverfahren 
bereits eingeleitet war und die frühzeitige Beteiligung bereits im August/ September 
2018 durchgeführt wurde.  
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Zu 5: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Zu 6: Die Hinweise der Dezernate Immissionsschutz und Bergaufsicht aus der 
Stellungnahme vom 06.September 2018 werden zur Kenntnis genommen.  
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Die Anregung wird berücksichtigt. 
Die Begründung wird entsprechend ergänzt. 
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Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 

 
 




